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Die EU

Viel besser als ihr Ruf!
Die Europäische Union hat in Mitteldeutschland nicht den besten Ruf. Das 
hatte der Mitteldeutsche Rundfunk (MDR) mit einer Meinungsfrage, an der 
knapp 22 000 Menschen teilgenommen haben, noch Ende vergangenen Jah­
res festgestellt. Und auch im letzten von der Europäischen Union heraus­
gegebenen Eurobarometer vom Herbst vergangenen Jahres war die Skepsis 
gegenüber der Gemeinschaft im Osten Deutschlands sehr viel höher als im 
Westen. Auch wenn die Vorbehalte größtenteils unberechtigt sind und wo­
möglich mehr mit mangelndem Verständnis für die Funktionsweise der EU 
als mit den Ergebnissen ihrer Arbeit zu tun haben, sind sie leider kein gutes 
Vorzeichen für die Wahlen zum Europäischen Parlament.

So waren nicht weniger als 
77 Prozent der 22 000 Befrag­
ten der MDR-Erhebung der An­
sicht, die EU kümmere sich zu 
wenig um die Probleme vor 
Ort. Viele fragten sich, was die 
EU für deutsche Regionen und 
Projekte wirklich tut.

Die Antwort lieferte der MDR-
Aktuell-Beitrag gleich mit: Ent­
gegen der landläufigen Skepsis 
belegen die Zahlen der seit der 
Wiedervereinigung geflosse­
nen EU-Fördergelder, dass die 
Gemeinschaft mitteldeutsche 
Projekte in hohem Maße un­
terstützt.

Tatsächlich wurde Ostdeutsch­
land direkt nach der Wende 
höchste Förderpriorität ein­
geräumt. Zwischen 1989 und 
1993 erhielten die neuen Bun­
desländer nicht weniger als drei 
Milliarden ECU (damalige euro­
päische Währungseinheit) aus 
den drei Struktur- und Investi­
tionsfonds der Gemeinschaft.

Seit 1994 schwanken die Zah­
lungen, weil auch der Förder­
bedarf abgenommen hat. 
Insgesamt ist aber in den ver­
gangenen 30 Jahre viel EU-
Geld nach Mitteldeutschland 
zurückgeflossen.

	< 94 Prozent  
fließen zurück

Generell kommen über 94 Pro­
zent des EU-Haushalts den 
Bürgerinnen und Bürgern, den 
Regionen und Kommunen, den 
Landwirten und Unternehmen 
in der EU zugute, die in allen  
27 EU-Staaten gefördert wer­
den.

Zwar haben die EU und ihre 
Mitgliedsländer eine gemein­
same Verantwortung dafür, 
dass die EU-Mittel ordnungs­
gemäß verwendet werden. Der 
größte Teil des EU-Fördergel­

des wird jedoch innerhalb der 
EU-Staaten selbst verwaltet. 
Deshalb sind primär die Behör­
den der EU-Länder für Prüfun­
gen und Kontrollen zuständig. 
In Deutschland sind das in 
erster Linie die Bundesländer. 
In den Bundesländern, nicht in 
Brüssel, erfolgt im Regelfall 
auch die Auswahl EU-geförder­
ter Projekte.

	< Bundesländer  
zuständig

Wenn für die meisten Men­
schen in Deutschland wenig 
nachvollziehbar ist, wo das 
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EU-Geld landet beziehungs­
weise wer über die Mittel ent­
scheidet, so ist das also weni­
ger der EU zuzuschreiben als 
den betroffenen Bundeslän­
dern, weil der Großteil der EU-
Fördermittel dezentral, also in 
den EU-Mitgliedstaaten, ver­
waltet wird. Das betrifft vor 
allem die Struktur- und Inves­
titionsfonds, die darauf abzie­
len, die wirtschaftliche, sozia­
le und territoriale Entwicklung 
der EU zu stärken sowie Inno­
vation, Wachstum und Be­
schäftigung zu fördern. Das 
sind Projekte und Programme, 
beispielsweise für die Regio­
nal- und Stadtentwicklung, 
für Beschäftigung und soziale 
Eingliederung, für Landwirt­
schaft und Entwicklung des 
ländlichen Raums, für Meeres- 
und Fischereipolitik sowie für 
Forschung und Innovation.

In Deutschland werden diese 
Fonds von den Bundesländern 
in der Weise umgesetzt, dass 
sie in ihrem Zuständigkeits­
bereich eingereichte Projekte 
bewerten, bewilligen und 
überwachen.

Auf den Internetseiten der 
jeweils zuständigen Landes­
ministerien finden sich dazu 
zahlreiche Informationen über 
die bereits geförderten Projek­
te und auch umfangreiche 
Hinweise für potenzielle An­
tragsteller auf EU-Förderung.

	< Einseitige 
Berichterstattung

Aber nicht nur die skizzierte 
Förderpraxis hat negativen 
Einfluss auf das EU-Image. Auf 
einen anderen Aspekt im Zu­
sammenhang mit der zuneh­
menden Kritik an der EU hat 
die Politikwissenschaftlerin 
und Professorin an der Uni­
versität Leipzig, Astrid Lorenz, 
hingewiesen. Sie kritisiert 
eine einseitige Medienbericht­
erstattung, die sich meist auf 
Gipfeldiplomatie beschränkt 
und die Verbindung der EU 
mit den Regionen weitgehend 
vernachlässigt. Dadurch ist es 
Lorenz zufolge schwierig, die 

Informationen überhaupt „an 
die Leute zu bekommen“.

Die Ablehnung der EU sei auch 
kein rein ostdeutsches Problem, 
so Lorenz. Vielmehr wüssten 
die meisten Menschen gar 
nicht, wie sie sich zur EU-Politik 
positionieren sollen. Es gelte 
deshalb, Europa, insbesondere 
in ländlichen Regionen, besser 
zu vermitteln.

Zudem haben sich mittlerweile 
weitverbreitete Vorbehalte 
und Kritikpunkte in den Köp­
fen der Menschen gefestigt, 
die sehr viel leichter zu trans­
portieren sind als die kompli­
zierteren Förderregelungen. 
Immer wieder gern werden 
beispielsweise die Kosten der 
Brüsseler Bürokratie beklagt, 
was allerdings kaum zutref­
fend ist, wenn man bedenkt, 
dass die bereits zitierten 
94 Prozent des EU-Haushalts 
direkt den Bürgern, Regionen, 
Kommunen und Unternehmen 
in der EU zugutekommen.

	< Erleichterungen  
aus Brüssel

Nicht weniger verbreitet sind 
auch Klagen über verkomplizie­
rendes EU-Recht. Tatsächlich 
gestalten sich die notwendigen 
Kompromisse in der Viel-Völ­
ker-Gemeinschaft oft kompli­
ziert. Vergessen werden über 
diese als umständlich empfun­
denen Regelungen aber allzu 
gern die Erleichterungen, die 
aus Brüssel kommen. Genannt 
seien nur der Wegfall der läs­
tigen und kostspieligen Roa­
ming-Gebühren für den Mobil­
funk, die Fahrgastrechte im 
Flug- und Bahnverkehr, der 
Schutz bei Haustürgeschäften 
oder auch die durchgängig 
zweijährige Garantiezeit für 
technische Produkte. Auch das 
zweiwöchige Umtauschrecht 
für Internetkäufe geht auf 
Brüssel zurück.

	< Vertrauensdefizit

Resultat der weitverbreiteten 
Informationsdefizite ist, dass in 
Deutschland mit 48 Prozent 

nur knapp die Hälfte der Be­
völkerung der EU vertraut. 
Im Westen sind es 53 Prozent, 
in Ostdeutschland aber nur ein 
knappes Drittel von 30 Pro­
zent. 64 Prozent haben hier 
kein Vertrauen, was der 
schlechteste Wert in der 
gesamten EU ist.

	< Mehr Zustimmung in 
Einzelaspekten

Größer ist die Zustimmung  
für die Gemeinschaft, wenn  
es um verständlichere Aspek­
te geht. Vor allem die Freiheit, 
innerhalb Europas reisen, stu­
dieren und arbeiten zu kön­
nen, wird von Ostdeutschen 
ganz besonders geschätzt. 
Hier klettert die Zustim­
mungsrate auf 61 Prozent. 
55 Prozent verbinden die 
Union mit Frieden. Allerdings 
bemängelt jeder zweite Ost­
deutsche unzureichende Kon­
trollen an den Außengrenzen 
der EU.

	< Gute Kenntnis über  
Institutionen

Ganz anders als die Förder­
praxis und -erfolge der EU 
haben ihre zentralen Institu­
tionen bei Deutschen und 
Europäern einen sehr hohen 
Bekanntheitsgrad. 89 Prozent 
der Deutschen und 90 Prozent 
der Europäerinnen und Euro­
päer haben schon einmal vom 
Europäischen Parlament ge­
hört. Die Europäische Kommis­
sion kennen 82 Prozent der 
Deutschen.

Der hohe Bekanntheitsgrad  
der Institutionen heißt aber 
nicht, dass auch die Befugnisse 
unbedingt bekannt sind. Hier 
scheint sich eher der Befund 
der Leipziger Politologin Astrid 
Lorenz über die Medienbericht­
erstattung zu bewahrheiten.

	< Imageproblem  
zur Unzeit

Das Imageproblem der EU 
kommt zur Unzeit, nicht nur 
wegen der Neuwahl des Euro­
paparlaments, auch der Frie­

den in Europa ist in großer 
Gefahr und verlangt ein Zu­
sammenstehen in der Gemein­
schaft. Beschäftigte im öffent­
lichen Dienst haben hier eine 
ganz besondere Verantwor­
tung, nämlich die Grundwerte 
der freiheitlichen Demokratie 
zu verteidigen und die Demo­
kratie zu stärken. 
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dbb m-v auf Empfang der Ministerpräsidentin

Schwesig: Arbeitnehmer haben großen 
Anteil am wirtschaftlichen Erfolg
Der dbb Landesvorsitzende Dietmar Knecht hat 
gemeinsam mit den stellvertretenden Landesvor­
sitzenden Karoline Herrmann, Michael Blanck und 
Frank Höhne sowie weiteren dbb Mitgliedern den 
traditionellen Empfang von Ministerpräsidentin 
Manuela Schwesig anlässlich des Tags der Arbeit 
in Ludwigslust besucht.

„Mecklenburg-Vorpommern 
hat sich in schwierigen Zeiten 
wirtschaftlich gut entwickelt. 
Daran haben die Arbeitnehme­
rinnen und Arbeitnehmer gro­
ßen Anteil“, betonte Minister­
präsidentin Manuela Schwesig 
auf ihrem jährlichen Empfang 
für Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer im Vorfeld des 
1. Mai.

<	 Gute Zahlen

„Wir hatten im letzten Jahr 
trotz aller Herausforderungen 
ein Wirtschaftswachstum von 
3,3 Prozent – das höchste 
Wachstum aller Bundesländer! 
Wir haben gute Zahlen, was 
den Tourismus und den Außen­
handel angeht, im Außenhan­
del wurde 2022 sogar ein Re­
kordergebnis von 20 Milliarden 
Euro erreicht. Die Arbeitslosen­
zahlen sind stabil. Sie liegen 
weit unter den Werten, die wir 
in den ersten beiden Jahrzehn­
ten nach der Deutschen Einheit 
erlebt haben“, untermauerte 
die Ministerpräsidentin die po­
sitive Wirtschaftsentwicklung 
in ihrer Rede mit Zahlen.

Die Landesregierung investiere 
in Infrastruktur und Wirt­
schaftsansiedlungen, damit 
sich die Aufwärtsentwicklung 
fortsetzt. Gleichzeitig setze sich 
die Landesregierung für faire 
Löhne und gute Arbeitsbedin­
gungen ein. „Gute Fachkräfte 
gewinnt man am ehesten mit 

guten Löhnen und attraktiven 
Arbeitsbedingungen“, unter­
strich Schwesig. Die Landes­
regierung habe die Erhöhung 
des Mindestlohns im Bundesrat 
unterstützt. Mit dem neuen Ta­
riftreuegesetz sorge die Landes­
regierung dafür, dass bei der 
Erfüllung öffentlicher Aufträge 
Tariflohn oder tarifgleicher 
Lohn gezahlt werden muss. 
„Gemeinsam mit den Gewerk­
schaften wirbt die Landesregie­

	< Die Ministerpräsidentin mit Teilnehmenden des dbb m-v

	< Die Ministerpräsidentin während ihrer Ansprache
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rung seit vielen Jahren dafür, 
dass mehr Unternehmen im 
Land Tariflohn zahlen.“

<	 Große Familienentlastung

Mit der beitragsfreien Kita ent­
laste das Land gezielt Eltern 

mit kleinen Kindern. „Das ist 
die größte Familienentlastung 
in der Geschichte unseres Lan­
des. Es bleibt deutlich mehr 
Netto im Portemonnaie! Das 
werden wir auch in Zukunft 
fortsetzen“, versicherte die 
Ministerpräsidentin.

Schwesig würdigte in ihrer 
Rede die Arbeit der Gewerk­
schaften, Personal- und 
Betriebsräte im Land. „Mit­
bestimmen, mitgestalten – 
dieses demokratische Mit­
einander in den Betrieben, das 

trägt zu wirtschaftlichem 
Erfolg bei. Ich bin davon 
überzeugt: Die Sozialpartner­
schaft und die betriebliche 
Mitbestimmung sind Stärken 
des Wirtschaftsstandortes 
Deutschland.“

� _

	< dbb Vize Michael Blanck mit Bildungsstaatssekretär Tom Michael Scheidung 
und BVLB Landesvorsitzender Hans-Joachim Prakesch (von links) 

	< dbb Vize Frank Höhne mit Manuela Schwesig und DSTG Tarifkommissi­
onsvorsitzende Susanne Wiencke (von rechts)

Gespräch mit der Justizministerin Bernhardt

BDR-Landesvorstand 
erörtert aktuelle Fragen
Probleme im Rechtspflegerbereich haben der Vor­
stand des BDR Mecklenburg-Vorpommern und 
der dbb Landesbundvorsitzende Dietmar Knecht 
in einem Spitzengespräch mit der Ministerin für 
Justiz, Gleichstellung und Verbraucherschutz, 
Jaqueline Bernhardt, am 15. Mai 2024 erörtert.

Einmal mehr stand dabei die 
derzeitige Beurteilungs- und 
Beförderungssituation bei  
den Rechtspflegerinnen und 
Rechtspflegern im Vorder­
grund. Denn wie schon in der 
vorherigen Beurteilungsrunde 
sind die Richtwerte im oberen 
Bewertungsbereich wieder 
nicht eingehalten worden.  
Ein entsprechendes Koordi­
nierungsverfahren läuft der­
zeit noch. Der OLG-Präsident 
möchte die betroffenen Be­

urteilungen nicht herabsetzen. 
Es ist daher erneut eine Patt­
situation eingetreten, wie es 
schon bei den letzten Beförde­
rungen aus den gleichen Grün­
den der Fall war.

<	 Ungeklärte 
Beförderungssituation

Dietmar Knecht beklagte, dass 
gerade im Beförderungs- und 
Beurteilungsbereich immer 
wieder gefeilscht werden 

muss. Er mahnte eine Lösung 
des Problems bis Jahresende 
an. Seiner Ansicht nach macht 
das Justizministerium nicht ge­
nügend Forderungen gegen­
über dem Finanzministerium 
geltend. Die Ministerin verwies 
auf die notwendige Abstim­
mung mit den anderen Minis­
terien in dieser Frage und be­
kräftigte, dass sie sich weiter 
für die Mitarbeiter der Justiz 
einsetzen wird.

Der BDR regte zudem an, bald­
möglichst eine Regelbeförde­
rung von A 9 nach A 10 einzu­
führen, die ohne Richtwerte 
möglich wäre. Andere Bun­
desländer verfahren bereits  
so oder haben sogar das Ein­
stiegsamt A 10 eingeführt, um 
die Attraktivität des Berufs zu 

steigern und den Abwande­
rungen junger Kolleginnen und 
Kollegen entgegenzuwirken. 
Denn die Zahl qualifizierter 
Bewerber dürfte in den kom­
menden Jahren weiter sinken. 
Abgesehen davon bearbeitet 
nach Feststellung des BDR oh­
nehin kein Rechtspfleger im 
Land ein reines A 9-Pensum, 
das ausschließlich aus Kosten- 
und Beratungshilfesachen 
besteht.

<	 An anderen Bundes
ländern orientieren

Die Ministerin sagte eine haus­
haltsrechtliche Prüfung zu. 
Den Vorschlag, alle Anwärter 
nach bestandener Prüfung in 
A 10 einzustellen und den all­
gemeinen Stellenkegel so an­
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Konferenz des FairnessPlan e. V.

GDL: großer Bahnhof an der Ostsee
Unter dem Motto „FAIReint fürs Ehrenamt“ fand 
die achte FairnessPlan-Konferenz der GDL mit 
knapp 300 ehrenamtlichen Multiplikatoren vom 
13. bis 15. Mai in Warnemünde statt.

Der FairnessPlan bietet als be­
triebliche Sozialeinrichtung 
der GDL und der Deutschen 

Bahn ein umfangreiches Paket 
von attraktiven Sozialleistun­
gen an. So wird Unterstützung 

bei schweren Schicksalsschlä­
gen im Leben oder auch zur 
Erhaltung der Erwerbsfähig­
keit gewährt. Außerdem wer­
den Maßnahmen zur Gesund­
heitsprävention sowie zur 
beruflichen Weiterbildung  – 
sozusagen als Bonus – aus­
schließlich GDL-Mitgliedern 
angeboten.

Neben den regionalen An­
sprechpartnern werden die bei 
der Konferenz anwesenden 
GDL-Amtsinhaber, beispiels­
weise Betriebsräte oder Orts­
gruppenvorsitzende, als Erstes 
rund um alle Themen des Fair­
nessPlan e. V. angesprochen, 
wenn es um die rechtlichen 
Rahmenbedingungen, die Vor­

zupassen, dass alle Kolleginnen 
und Kollegen – zumindest the­
oretisch – das Endamt errei­
chen können, hielt sie aller­
dings für finanzpolitisch nicht 
durchsetzbar. Dietmar Knecht 
empfahl, man solle nicht zö­
gern, sich an anderen Bundes­
ländern zu orientieren, die hier 
schon weitergegangen sind. 
Die Problematik der Nach­
wuchsgewinnung und der 
Beförderungssituation sei 
zweifellos auch im Finanz­
ministerium bekannt. Bis dato 
seien jedoch leider keine Kon­
sequenzen zu erkennen.

<	 Warnung vor 
Stellenstreichungen

Keine genauen Informationen 
konnte Bernhardt zu den Aus­
wirkungen des Personalein­
sparungskonzepts geben. Das 
Konzept werde zurzeit noch im 
Ministerium geprüft. Im Hin­
blick auf die Kritik des BDR an 
möglichen Stellenstreichungen 
oder deren Einstellung in den 
allgemeinen Stellenpool ver­
sicherte die Ministerin, dass die 
Belastungssituation der einzel­
nen Tätigkeitsbereiche berück­
sichtigt werden soll.

In diesem Zusammenhang 
mahnten die BDR-Vertreter 
auch erneut eine zügige Über­
arbeitung von Pebb§y an. Eine 
generelle Anpassung soll plan­
mäßig erst 2026 erfolgen. 
Wegen des speziell im Be­
treuungs- und Familien­

gerichtsbereich stark angestie­
genen Arbeitsumfangs wäre 
eine unveränderte Anwendung 
von Pebb§y allerdings prekär. 
Nach Angaben der Ministerin 
steht eine Arbeitsgruppe der 
Bundesländer, die sich mit die­
sem Problem befasst hat, kurz 
vor einem Ergebnis, sodass im 
bestehenden System auf die 

gestiegenen Belastungen 
durch entsprechende Zuschlä­
ge reagiert werden könne.

<	 Landesweites Konzept 
gefordert

Angesprochen wurde auch das 
Thema Gesundheitsmanage­
ment, das in den Behörden oft 

stiefmütterlich behandelt 
wird. Hier fordert der BDR  
ein landesweites Konzept. 
Auch die Finanzierung ist mit 
10 Euro pro Teilnehmer nicht 
ausreichend. An einem ent­
sprechenden Plan wird nach 
Auskunft der Ministerin bereits 
gearbeitet und das Budget ent­
sprechend geprüft.

Schließlich wurden die 
Aufstiegsmöglichkeiten für 
Rechtspflegerinnen und 
Rechtspfleger in den höheren 
Dienst diskutiert. Die BDR-
Vertreter kritisierten, dass  
sich trotz entsprechender 
Zusagen seit dem letzten Ge­
spräch nichts Wesentliches in 
dieser Richtung getan habe. 
Auch im Geschäftsbereich an­
derer Ministerien bestünden 
für Rechtspfleger derzeit keine 
Bewerbungsmöglichkeiten für 
den Aufstieg in den höheren 
Dienst.

Die notwendigen Studiengän­
ge sollten für die Betroffenen 
geöffnet werden, zumal der 
Fachkräftemangel auch im Be­
reich des höheren Dienstes 
deutlich zu spüren sei. Mit ei­
ner derartigen Qualifikation 
wären für Rechtspfleger auch 
Referatsleiterposten im Minis­
terium denkbar. „Ein Fort­
schritt in dieser Richtung wäre 
ein positives und motivieren­
des Signal an die Kolleginnen 
und Kollegen“, meinte der dbb 
Landeschef Dietmar Knecht 
abschließend.

� _

	< Justizministerin Jacqueline Bernhardt mit den Gesprächsteilnehmerin­
nen und -teilnehmern

©
 B

D
R 

M
-V

> dbb regional magazin  |  Juni 2024

dbb regional>

6

M
ec

kl
en

bu
rg

-V
or

po
m

m
er

n



Personalratswahlen 2024 bei der Bundespolizei

Farbwechsel im Norden
Vom 13. bis 15. Mai fanden bei der Bundespolizei 
Personalratswahlen statt. Die DPolG Bundes­
polizei konnte auf allen Stufen der Personal­
vertretung deutliche Zugewinne verbuchen.

Konkret legte die DPolG mit der 
Liste drei in beiden großen Stu­
fenvertretungen je einen Sitz 
bei den Beamten zu und konn­
te in fünf Gesamtpersonalräten 
und im Personalrat der Bundes­
polizeidirektion Frankfurt Flug­

hafen die Mehrheit der Stim­
men holen. Ein großartiges 
Ergebnis wurde auch beim Ge­
samtpersonalrat der Bundes­
polizeidirektion Bad Bramstedt 
erreicht, die für Mecklenburg-
Vorpommern zuständig ist.

„Durch einen über 30-prozenti­
gen Stimmenzuwachs hat die 
DPolG die Mehrheit errungen 
und sorgt damit für einen Farb­
wechsel im Norden“, freute 
sich der dbb Landesvorsitzen­
der Dietmar Knecht. „Dieser 
erdrutschartige Sieg führt auch 
dazu, dass einer der insgesamt 
acht Sitze des Gremiums mit 
Maik Ulke aus Laage, der auch 
Mitglied des Landeshauptvor­
stands des dbb mecklenburg-
vorpommern ist, erneut be­

setzt werden konnte. Mein 
besonderer Dank gilt den Wäh­
lerinnen und Wählern der 
DPolG, allen Helferinnen und 
Helfern sowie allen Unterstüt­
zerinnen und Unterstützern.“

Überwältigt zeigt sich auch 
Maik Ulke: „Euer Votum ist un­
ser Auftrag für die nächsten 
vier Jahre. Wir werden die The­
men anpacken und das Beste 
für euch rausholen“, versprach 
er.

� _

aussetzungen zur Leistungs­
gewährung und die Bearbei­
tungsprozesse geht.

An der Konferenz nahm für 
den dbb auch der Landesvor­
sitzende von Mecklenburg-
Vorpommern, Dietmar Knecht, 
teil, für den „diese Art von So­
zialeinrichtung beispielgebend 
für den öffentlichen Dienst ist, 
denn wir erleben in den Tarif­

runden für den TVöD und TV-L 
immer stärker die Forderung 
unserer Mitglieder nach Boni 
für Gewerkschaftszugehörig­
keit. Genau das erfüllt der Fair­
nessPlan der GDL“.

In Workshops wurden bei der 
Konferenz Strategien entwi­
ckelt, um das Antragsaufkom­
men aus den Betrieben, in die 
der FairnessPlan e. V. derzeit 

keine Leistungen ausschütten 
kann, zu steigern.

Höhepunkt war wie jedes Jahr 
wieder die Verleihung des mit 
jeweils 1 500 Euro dotierten 
FairnessPreises für besondere 
Leistungen im Ehrenamt, die 
über das normal übliche Maß hi­
nausgehen – wie zum Beispiel 
lebensrettende Maßnahmen, 
Einsatz für Minderheiten oder 

Erdbebenhilfe –, durch den GDL-
Bundesvorsitzenden Claus We­
selsky. „Ich freue mich, dass mit 
dem FairnessPreis 2023 für Zug­
chefin Altynay Sadykova aus der 
Ortsgruppe Stralsund und für 
Lokführer Christian Wendt aus 
der Ortsgruppe Schwerin zwei 
der fünf Preise verdient nach 
Mecklenburg-Vorpommern ge­
hen – herzlichen Glückwunsch“, 
so Knecht abschließend.

� _

	< Die Teilnehmenden aus Mecklenburg-Vorpommern mit dem GDL-Bundesvorsitzenden Claus Weselsky

©
 G

D
L

> dbb regional magazin  |  Juni 2024

dbb regional <

7

M
ec

kl
en

bu
rg

-V
or

po
m

m
er

n



„Fit fürs Gespräch mit Politik und 
Verwaltung – Kernbotschaften 
übermitteln, schlagfertig reagieren“
Wer bin ich und wie viele? Mit dieser Frage haben sich 15 Teilnehmende und ich bei der Veranstaltung 
„Fit fürs Gespräch mit Politik und Verwaltung – Kernbotschaften übermitteln, schlagfertig reagieren“ 
am 29. April und 30. April 2024 auseinandergesetzt.

Was erst einmal klang wie ein 
eher bipolarer Witz, sollte uns 
allerdings gut und tiefgründig 
durch die eineinhalb Tage be­
gleiten. Was durchaus nicht 
bedeuten soll, dass es nicht 
auch witzig war. Unsere Refe­
rentin Manuela Lott hat uns 
auf nachhaltige Weise und in 
der Besten aller Bedeutungen 
durch das Seminar „manipu­
liert“, wie sie selbst sagte.

Was ist denn Ihr Standpunkt, 
lieber Leser? Wer liest das?

Klar. Der Empfänger des Regio­
nalmagazins. Aber Sie sind 
auch Kollege, Mitarbeiter, Vor­
gesetzter – vielleicht sogar El­
ternteil, Partner oder Sie defi­
nieren einen Teil von sich mit 
einem Hobby. Egal auf welcher 

Ebene und Funktion: Sie ken­
nen die Situation, in einem Ge­
spräch nicht weiterzukommen. 
Ich kenne es zumindest in allen 
Funktionen, in denen ich mich 
befinde.

Oft weiß ich nicht, wie ich zu 
meinem Gesprächspartner 
durchdringen kann. Gerade 
wenn es mein Vorgesetzter ist 
und ich reichlich nervös bin.

Das beschreibt unter anderem 
auch meine Erwartungen an 
eben diese zwei Tage. Was 
kann ich tun, um mich in Ge­
sprächen und vor allem in Ver­
handlungen zu positionieren 
und ruhig zu bleiben?

Mit verschiedenen Ansätzen, 
Ideen und Tipps wurden wir 

unterrichtet, wie wichtig vor 
allem eins ist: das Zusammen­
arbeiten von Stimme, Körper­
haltung und Fakten. Mit viel 
Geschick und auf ganz unver­
kennbare Weise hat Manu Lott 
das nicht nur erklärt, sondern 
uns Lösungen finden lassen.

Besonders schätze ich, wie die 
Gruppe fremder Leute in kur­
zer Zeit zusammengearbeitet 
hat. Wir bekamen viel Raum, 
um zu diskutieren und um uns 
sichtbar zu machen.

Ich würde Ihnen gern verraten, 
wie ich in Zukunft verhandeln 
werde und worauf ich auch bei 
meinem Gegenüber achten 
kann. Welche Herangehens­
weise in manchen Situationen 
hilfreich sein kann und in an­

deren wieder die Distanz ver­
größert. Jedoch würde dieser 
Artikel dafür nicht ausreichen.

Wenn es Ihnen ähnlich geht, 
schauen Sie gern mal unter 
„www.sbb.de/fuer-dich/
seminare-und-infoveranstal 
tungen“ nach, wann die nächs­
te Möglichkeit zur Teilnahme 
an einem solchen Seminar 
besteht.

Meine Empfehlung ist das Se­
minar am 24./25. Oktober 2024, 
das ebenfalls vom SBB organi­
siert und durchgeführt wird. 
Vielen Dank an das gesamte 
Team, die Veranstalter und die 
interessanten Menschen, wel­
che ich kennenlernen durfte.

Grit Hermersdorfer, DSTG

<	 Die Teilnehmer des Seminars in Leipzig
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„5 Tage Bildungszeit für Sachsen“

Volksantrag geht in den Endspurt
In 14 von 16 Bundesländern haben Beschäftigte 
einen Anspruch auf Bildungsurlaub. Sachsen ge­
hört leider nicht dazu. Das wollen wir ändern  
und haben uns dem breiten Bündnis „5 Tage 
Bildungszeit für Sachsen“ angeschlossen.

Nach einem gemeinsamen 
Treffen des Bündnisses im Mai 
2024 steht fest, dass wir schon 
37 000 Unterschriften gesam­
melt haben.

Die Unterschriftensammlung 
soll noch bis 9. Juni 2024 fort­
gesetzt werden. Bereits ausge­
füllte Listen (unabhängig, ob 
voll oder nicht), müssten da­
nach bitte über die Unter­

schriftenbüros an uns zurück­
geleitet werden.

Das weitere Verfahren in 
Sachsen schreibt vor, dass die 
Unterschriften in den Bürger­
ämtern am Wohnort der Un­
terzeichner bestätigt werden 
müssen. Die Bestätigung durch 
die Kommune dauert zum Teil 
bis zu sechs Wochen.

Auf geht es, im Endspurt noch 
die nächste Veranstaltung zu 
nutzen, die Kollegen anzuspre­
chen und noch ein paar Unter­
schriften zum Volksantrag zu 
sammeln!

� _
SBB Gewerkschaftswald 2.0

<	 André Ficker, stellvertretender Lan­
desvorsitzender SBB und Vorsitzen­
der des BTB Sachsen, überreicht der 
Chefin des Bündnisses, Daniela Kol­
be, weitere ausgefüllte Listen für 
den Volksantrag.
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Auch im nächsten Jahr möchten wir in Zusam­
menarbeit mit der Stiftung „Wald für Sachsen“ 
den „SBB Gewerkschaftswald“ pflanzen. Wir bit­
ten sowohl unsere Mitgliedsgewerkschaften und 
-verbände als auch alle Einzelmitglieder, sich an 
der Aktion zu beteiligen, um unser Sachsen ein 
kleines bisschen grüner zu machen.

Zum Start der Aktion und an­
lässlich des 33-jährigen Jubi­
läums des SBB spendiert der 
SBB die ersten 150 Bäume.

Unsere Spendenaktion läuft 
jetzt noch bis zum 31. Dezem­
ber 2024.

Die Pflanzung soll dann im 
Frühjahr 2025 in der Sächsi­
schen Schweiz erfolgen. Wir 

informieren euch rechtzeitig 
über den Termin der Pflanzung.

<	 Die Stiftung 
„Wald für Sachsen“

Die Stiftung „Wald für Sach­
sen“ sorgt seit 25 Jahren für 
die Mehrung und den Schutz 
naturnaher und leistungsfähi­
ger Wälder. Die so entstehen­
den vielfältigen, lebenswerten 
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Kindergeld und Familienzuschlag bei volljährigen Kindern

Bei Schulende rechtzeitig Antrag stellen!
Wer volljährige Kinder hat, die die Schule dieses 
Jahr beenden, sollte jetzt tätig werden, damit das 
Kindergeld und so auch der Familienzuschlag 
ohne Unterbrechung gezahlt wird. Was ist zu tun:

Wie schon im vergangenen 
Jahr informieren wir Sie zur 
Kindergeldzahlung an voll­
jährige Kinder zum Schuljah­
resende.

Zeigen Sie der Familienkasse 
rechtzeitig an, dass Ihr Kind  
im Sommer die Schule been­
det. Am besten teilen Sie auch 
gleich mit, ob und wann Ihr 
Kind eine Ausbildung oder  
ein Studium beginnt.

In der sogenannten Über­
gangszeit nach § 32 Abs. 4  
Satz 1 Nr. 2b) EStG zwischen  
Ende des Schuljahres (31. Juli) 
und Beginn Ausbildung oder 
Studium wird grundsätzlich 
Kindergeld auf Antrag gezahlt. 
Für diesen Zeitraum erhalten 
Sie einen neuen Kindergeld­
festsetzungsbescheid, welchen 
Sie dann ganz schnell Ihren 
Sachbearbeiterinnen und Sach­
bearbeitern in den Besoldungs­

referaten des LSF übersenden, 
möglichst vor Mitte Juli dieses 
Jahres, damit der Familienzu­
schlag (weiter)gezahlt werden 
kann.

Nach unserer Information zur 
neuen Kindergeldfestsetzung 
ruft das LSF von der Familien­
kasse online die neuen Kinder­
gelddaten ab. Damit kann die 
Zahlung des Familienzuschlags 
(unabhängig von der zum Mo­
natsende eintreffenden Mit­
teilung der Familienkasse) im 
nächstmöglichen Zahltag 
sichergestellt werden (für 
August nur, wenn Sie sich  
vor Mitte Juli dieses Jahres 
gemeldet haben).

Die Bezügestelle kann ohne  
Ihr Zutun die kinderbezogenen 
Familienzuschläge nicht von 
Amts wegen weiterzahlen. Die­
ser Umstand ist der Tatsache 
geschuldet, dass kinderbezoge­
ne Familienzuschläge einen 
Kindergeldanspruch, zumin­
dest dem Grunde nach, voraus­
setzen. Bei volljährigen Kindern 
kann dieser seitens des Landes­
amts für Steuern und Finanzen 
nicht unterstellt werden.

Jetzt tätig zu werden, sichert 
eine nahtlose Zahlung von Kin­
dergeld und Familienzuschlag. 
Warten Sie nicht zu lang.

Manja Kropp, DSTG Sachsen

Landschaften in Sachsen sind 
ein wirksamer Beitrag zum Kli­
maschutz durch CO2-Minde­
rung. Schon mit einer kleinen 
Spende ist dem Wald in Sach­
sen geholfen – und der Klima­
schutz kommt voran.

Die Spenden fließen zu 
100 Prozent in den Waldver­
mehrungsfonds der Stiftung 
„Wald für Sachsen“. Gutes Geld 
für unsere Wälder, die neben 
den Ozeanen den bedeutends­
ten Einfluss auf das globale 
Klima haben.

Schon ein kleiner Einsatz hat 
eine verblüffend große Wir­
kung: Mit einer Spende von 
5 Euro bewirken Sie, dass wir 
einen Baum kaufen, anpflan­
zen und fünf Jahre lang pfle­
gen können. 20 Bäume für 
100 Euro sind schon eine grüne 
Lunge. Und für 200 Euro kön­
nen 40 neue Bäume in Sachsen 
wachsen.

<	 So entsteht unser Wald

Sie überweisen den gewünsch­
ten Betrag an folgendes Konto:

Empfänger: 
SBB Beamtenbund und 
Tarifunion Sachsen e. V.
IBAN: DE31 6609 0800 0057 
2777 92
BIC: GENODE61BBB
Verwendungszweck: 
„SBB Gewerkschaftswald“  
und gegebenenfalls Fach
gewerkschaft

Diese Spenden werden an die 
Stiftung „Wald für Sachsen“ wei­
tergeleitet und von dieser zu 
100 Prozent für die Anpflanzung 
der Bäume eingesetzt.

Wer mehr als 59 Bäume 
finanzieren möchte und eine 
Spendenquittung benötigt, 
melde sich bitte vor der Über­
weisung per Mail (post[at]sbb.
dbb.de) in der SBB-Geschäfts­
stelle.

� _
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SMK-Pilotprojekt auf dem Prüfstand

Chancen und Grenzen  
von „Lernen durch Praxis“
Nach Angaben des Staatsministeriums für Kultus (SMK) gibt es derzeit etwa 
500 jugendliche Geflüchtete in Sachsen, die im Alter von 15 Jahren keine 
oder kaum Schulbildung haben. Um ihnen trotzdem die Chance auf ein 
Berufsleben und damit auf eine bessere Integration zu ermöglichen, ist 
mit Beginn des zweiten Schulhalbjahres ein Pilotprojekt an drei Beruflichen 
Schulzentren in den LaSuB-Standorten Dresden (Pirna), Leipzig und Bautzen 
(Hoyerswerda) gestartet.

Dieses Projekt soll mit Beginn 
des Schuljahres 2024/2025  
auf zwei weitere Berufliche 
Schulzentren in Zwickau und 
Chemnitz ausgedehnt werden.

<	 Was genau ist geplant?

„Das Pilotprojekt greift auf Be­
währtes zurück und orientiert 
sich an der Integrationskonzep­
tion und am Berufsvorberei­
tungsjahr. Es wurden aber auch 
neue Lernmodule entwickelt. 
Ziel ist es, geflüchtete Jugend­
liche ab 15 Jahren innerhalb von 
drei Jahren sprachlich und fach­
lich, gepaart mit intensivem 
Praxislernen, zur Ausbildungs­

reife oder in Beschäftigung zu 
führen“, so beschreibt es das 
SMK in seinem Blog.

Im ersten Jahr sollen deutsche 
Sprachkenntnisse in speziellen 
Vorbereitungsklassen erwor­
ben werden. Auch Praktika in 
Betrieben oder fachpraktischer 
Unterricht an den Beruflichen 
Schulzentren können Bestand­
teil des Unterrichts sein. Ab 
dem zweiten Jahr beginnt die 
zweite Phase, in der an zwei 
Tagen Deutsch als Zweitspra­
che (DaZ) oder Basiswissens­
unterricht und an drei Tagen 
praktische Fähigkeiten in 
Betrieben vor Ort oder den 

Werkstätten der Schulzentren 
vermittelt werden sollen. Un­
terstützung bieten Sozialpäda­
gogen und Praxisbegleiter wie 
bereits im zweijährigen Berufs­
vorbereitungsjahr (BVJ).

<	 Theorie trifft auf Praxis: 
Wunsch auf Realität?

Bei einer angenommenen Zahl 
von 500 infrage kommenden 
Jugendlichen und ihrer Vertei­
lung auf die fünf ausgewählten 
Beruflichen Schulzentren wür­
de das pro Einrichtung vier gut 
gefüllte Klassen bedeuten, bei 
Unterricht in Praxisräumen er­
höht sich die Zahl auf acht 

Gruppen. Dies erfordert einen 
erheblichen Mehrbedarf an 
Personal. Zusätzlich zu den 
bereits etablierten BVJ- und 
Vorbereitungsklassen werden 
nicht nur mehr Lehrkräfte 
benötigt, sondern auch eine 
Aufstockung des Personals 
insgesamt, da die bisherigen 
Sozialpädagogen und Praxis­
betreuer die Mehrarbeit allein 
nicht bewältigen können.

Entscheidend für den Erfolg 
wird sein, ob sich in dieser 
wirtschaftlich schwierigen  
Zeit ausreichend Betriebe fin­
den lassen, die sich der Aufga­
be stellen und nicht bei negati­
ven Erfahrungen entmutigt 
werden. Oftmals erschweren 
Sprachprobleme und kulturelle 
Eigenheiten die Arbeit mit den 
Praktikanten. Wenn die Ver­
mittlung an Unternehmen 
nicht in großem Umfang ge­
lingt, müssen die Kolleginnen 
und Kollegen an den Berufs­
schulzentren die Hauptlast tra­
gen. Das eigentliche Ziel, dass 
die Jugendlichen durch persön­
liche Leistungen überzeugen 
und eine berufliche Perspekti­
ve im Praktikumsbetrieb erhal­
ten, würde dann ebenso ver­
fehlt.

Die kommenden Jahre werden 
zeigen, ob die Bemühungen 
aller Akteure in diesem Pilot­
projekt erfolgreich waren. Für 
unsere Gesellschaft und die 
jungen Geflüchteten wäre dies 
überaus wünschenswert und 
wichtig. Tatsache ist aber auch: 
Damit Integration und das 
friedliche Zusammenleben in 
einer Gesellschaft gelingen 
können, bedarf es des Engage­
ments aller Beteiligten.

Doreen Stockmann, 
Vorsitzende des Fachverbandes 
berufsbildende Schulen im SLV
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BTB Sachsen-Anhalt

Gespräch mit der SPD
Am 16. April 2024 traf sich der Landesvorsitzende 
der Gewerkschaft Technik und Naturwissenschaf­
ten (BTB) Sachsen-Anhalt, Rainer Kießling, mit Rü­
diger Erben, Sprecher für Innenpolitik, Kommunal­
politik, Rechtspolitik, Verbraucherschutzpolitik der 
Fraktion der SPD, zu einem Meinungsaustausch zu 
beamtenrechtlichen Themen. Erben, der von Beruf 
Facharbeiter für Bergbautechnologie ist, gilt in der 
SPD als Sachverständiger für das öffentliche Recht.

Kernthema des Gespräches 
war der Fachkräftemangel im 
öffentlichen Dienst, der auch 
vor der technischen Verwal­
tung nicht haltmacht bezie­
hungsweise sich hier beson­
ders stark ausprägt. Neben 
weiteren Fragen erörterten 
Kießling und Erben deshalb 
insbesondere Möglichkeiten 
zur Eindämmung des Fach­
kräftemangels.

<	 Unverzichtbare Säule

Der BTB Sachsen-Anhalt erwar­
te von der Landesregierung ein 
hohes Engagement zur Be­
kämpfung des Fachkräfteman­
gels, ließ Kießling wissen. Um 
Akzente für eine gesunde wirt­
schaftliche Entwicklung mit re­
gionalen Schwerpunkten zu 
setzen, seien die technischen 
Verwaltungen eine unverzicht­
bare Säule für Politik, Wirt­
schaft und Verwaltung. Nur 
eine starke technische Verwal­
tung könne nachhaltig den 
wirtschaftlichen Wohlstand 
des Landes mitgestalten und 
zum Beispiel mit der Führung 
des Liegenschaftskatasters in 
der Vermessungs- und Geoin­
formationsverwaltung einen 
wichtigen Beitrag zur Eigen­
tumssicherung übernehmen.

<	 Ausbildung zwingend 
notwendig

Aus Sicht des BTB sei es des­
halb zwingend notwendig, die 

Ausbildung der Beamtenlauf­
bahngruppe 1 und der Vermes­
sungstechnikerausbildung in 
der Verwaltung wieder aufzu­
nehmen. Neben akademischen 
Berufsabschlüssen in der Geo­
däsie (Wissenschaft von der 
Vermessung und Aufteilung 
der Erde – in Flächen, Punkte, 
Markierungen), werden in  
der Vermessungs- und Geo­
informationsverwaltung 
Berufsabschlüsse der dualen 
Berufsausbildung (klassische 
Ausbildungsberufe) für die Be­
rufe Geomatiker (technologie­
gestützte Vermessung von 
Oberflächen, Objekten und 
Räumen sowie die Modellie­
rung und Analyse von entspre­
chenden Daten und der Simu­
lation von Strukturen und 
Prozessen) und Vermessungs­
techniker benötigt. Aber seit 
Jahren erfolge nur die Ausbil­
dung zum Beruf Geomatiker 
und keine Ausbildung zum Be­
ruf Vermessungstechniker. 
„Das führt dazu, dass frei wer­
dende Stellen im Bereich Geo­
datenerfassung, zum Beispiel 
Liegenschaftsvermessungen, 
nicht mehr mit ausgebildeten 
Fachkräften besetzt werden 
können“, betont Kießling. 
Möglicherweise müssten Fach­
kräfte von freiberuflich tätigen 
Arbeitgebern abgeworben 
werden. „Das kann nicht Ziel 
der Landesregierung sein: 
Selbst nicht ausbilden, sich 
dann auf dem freien Arbeits­
markt bedienen und damit 

indirekt die freiberuflichen 
Büros vor Problemen stellen“, 
so Kießling.

<	 Durchlässigkeit der 
Laufbahnen verbessern

Von Kießling angesprochen 
wurde auch die unzureichende 
Durchlässigkeit der Laufbah­
nen in der technischen Verwal­
tung. Hier fordert der BTB, dass 
Beamte im technischen Ver­
waltungsdienst alle Ämter der 
Laufbahngruppe 2 durchlaufen 
können. „Seit 2010 sieht das 
Beamtenrecht in Sachsen-An­
halt einen Durchlauf aller Äm­
ter der beiden Laufbahngrup­
pen vom ersten Einstiegsamt 
über ein zweites höheres Ein­
stiegsamt hinweg vor. Aktuell 
wird aber der gesamte Durch­
lauf trotz Bewerbermangel im 
akademisch technischen Be­
reich nur bei Beamten im all­
gemeinen Verwaltungsdienst 
praktiziert. Im technischen Be­
reich spalten die Personalstel­
len die Laufbahngruppe 2 nach 
wie vor in zwei Teile: ehemals 
gehobener Dienst und ehemals 
höherer Dienst“, kritisiert Kieß­
ling.

Erfahrenen Beamten des ers- 
ten Einstiegsamtes werde das 
Durchlaufen der gesamten 
Laufbahn durch zusätzliche 
Qualifizierungen, die sie nicht  

in ihrer ursprünglichen Aus­
bildung erworben haben, ver­
wehrt. Eine entsprechende 
berufsbegleitende Weiterquali­
fizierung werde den Beamten 
aktuell leider auch nicht ange­
boten. „Das ist kontraproduktiv 
für die technische Verwaltung 
in Zeiten akuten Fachkräfte­
mangels“, betonte Kießling.

<	 Erben irritiert über 
Beförderungspraxis

Irritiert zeigte sich Erben, dass 
auch berufsbegleitende Mas­
terabschlüsse nicht dazu füh­
ren, das zweite Einstiegsamt zu 
überwinden. Dem Vorschlag 
des BTB, den Beamten in der 
technischen Verwaltung be­
rufsbegleitende Weiterqualifi­
zierungen anzubieten, stand 
Erben positiv gegenüber.

Wenig Erfolgsaussichten sah 
Erben für die BTB-Forderung, 
das 49-Euro-Ticket als Jobticket 
für die Bediensteten des Landes 
Sachsen-Anhalt einzuführen. 
Dies könne nur im Rahmen von 
Tarifverhandlungen erfolgen.

<	 Fahrradleasing

Zur Einführung des Fahrrad­
leasings führte Erben aus, dass 
die Landesregierung derzeit die 
beamtenrechtlichen Voraus­
setzungen dafür schaffe.

� _

<	 Rainer 
Kießling, 
Vorsitzender 
des BTB Sach­
sen-Anhalt
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GdS Sachsen-Anhalt

28. Mitgliederkonferenz in Halberstadt
Rund 120 aktive Mitglieder des Landesverbandes der Gewerkschaft der Sozialversicherung (GdS) Sach­
sen-Anhalt haben am 15. und 16. März 2024 zu ihrer traditionellen Mitgliederkonferenz in Halberstadt 
zusammengefunden.

Im Mittelpunkt der Konferenz, 
die in diesem Jahr zum 28. Mal 
stattfand, standen die Heraus­
forderungen bei den Tarifver­
handlungen und die Rahmen­
bedingungen zur mobilen 
Arbeit.

<	 Positive Bilanz

Landesvorsitzender Maik Wag­
ner zog eine positive Bilanz 
über die Tarifverhandlungen 
bei der Deutschen Rentenver­
sicherung (DRV), IKK und AOK. 
Die Verhandlungen waren ge­
prägt durch die hohe Inflation 
und eine entsprechende Er­
wartungshaltung bei den be­

troffenen GdS-Mitgliedern. 
„Die Bereitschaft, für die ange­
messenen Forderungen in den 
Warnstreik zu gehen, ist in 
Sachsen-Anhalt enorm stark 
gewesen“, betonte Wagner.  
Er dankte den Teilnehmern  
für die Mobilisierung der Mit­
glieder, machte aber auch 
deutlich, dass die nächsten Ta­
rifverhandlungen nicht lange 
auf sich warten lassen werden.

<	 „Wir sind die Zukunft“

Auch zahlreiche junge Mitglie­
der haben den Weg nach Hal­
berstadt gefunden. Landesju­
gendleiterin Franziska Liepelt 

stellte die Angebote der GdS 
für die jüngere Generation vor 
und ermunterte ihre Mitstrei­
ter, sich aktiv einzubringen: 
„Wir sind die Zukunft“, unter­
strich Liepelt.

<	 Rahmenbedingungen 
der Arbeit verändert

Der langjährige Vorsitzende 
des Gesamtpersonalrates bei 
der DRV Mitteldeutschland, 
Thilo Knade, schilderte die 
Situation bei seinem Träger.  
Er betonte, dass sich seit der 
Coronapandemie die Rahmen­
bedingungen für die Arbeit  
der Personalräte weitreichend 

verändert haben. Weiter her­
ausfordernd sei und bleibe die 
Personalsituation bei der Ren­
tenversicherung.

<	 Kluge Köpfe

Stolz ist Wagner auf die er­
folgreiche Arbeit der Perso­
nalvertretungen bei allen 
Trägern der DRV, der IKK und 
der AOK. Die GdS verfüge 
über viele kluge Köpfe und 
erfolgreiche Mannschaften. 
„Wir werden auch in Zukunft 
viele Akzente zugunsten un­
serer Mitglieder und der Mit­
arbeiter setzen!“, bekräftigte 
Wagner.

� _
Bundesgewerkschaftstag der GdS in Magdeburg

WIR für eine starke Sozialversicherung 
mit ZUKUNFT
Maik Wagner wurde auf dem 10. Bundesgewerk­
schaftstag der Gewerkschaft der Sozialversiche­
rung (GdS) am 23. April 2024 in Magdeburg mit 
deutlicher Mehrheit in seinem Amt als Bundesvor­
sitzender bestätigt. Der Gewerkschaftstag stand 
unter dem Motto „GdS – WIR machen ZUKUNFT“.

Rund 400 Delegierte und Gäste 
aus dem gesamten Bundesge­
biet haben gemeinsam auf die 
letzten fünf Jahre Gewerk­
schaftsarbeit zurückgeblickt 
und die Weichen für eine wei­
terhin erfolgreiche gewerk­
schaftliche Zukunft gestellt.

<	 Stabilitätsanker

Wagner, der seit 2012 an der 
Spitze der GdS steht, sagte: 
„Die Sozialversicherung ist der 
Stabilitätsanker für eine ge­
rechte und solidarische Gesell­
schaft. Wer dies ignoriert und 

<	 Maik Wagner, Bundesvorsitzender der GdS: „Die GdS steht fest an der 
Seite ihrer Mitglieder!“
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die Sozialkassen durch unzurei­
chende Finanzierung und man­
gelhafte Personalausstattung 
ausbluten lässt, verkennt ihre 
immens wichtige Rolle für die 
Demokratie und den sozialen 
Frieden in Deutschland.“

<	 Ende der Fahnenstange 
erreicht

Bei der Beitragsbelastung  
der Versicherten sei längst  
das Ende der Fahnenstange 
erreicht. „Es kann nicht sein, 

dass die Politik fortlaufende 
Kostensteigerungen oder bei­
spielsweise auch die Investi­
tionskosten für die weitere 
Digitalisierung der Sozialver­
sicherung zunehmend auf die 
Beschäftigten abwälzt“, so 
Wagner, der auch Landesvor­
sitzender der GdS Sachsen-
Anhalt ist.

Komplettiert wird das Team 
rund um Wagner mit Elke Jan­
ßen, Uwe Primus sowie Oliver 
Bönecke als stellvertretende 
Bundesvorsitzende.

<	 Öffentliche 
Veranstaltung

In der öffentlichen Veranstal­
tung konnten die Vorsitzende 
des AOK-Bundesverbandes, 
Dr. Carola Reimann, sowie der 
Direktor der Deutschen Ren­
tenversicherung Bund, Dr. Ste­
phan Fasshauer, als Gastredner 
begrüßt werden.

<	 Finanzielles Stückwerk

Reimann kritisierte in ihrem 
Beitrag, dass die Ampelkoali­
tion schon länger den Weg zu 
sinnvollen strukturellen Refor­
men verlassen habe und statt­
dessen versuche, mit finanziel­
lem Stückwerk über die 
Runden zu kommen.

<	 Verlässlichkeit in 
Etatfragen

Fasshauer forderte von der 
Politik mehr Verlässlichkeit in 
Etatfragen. Kurzfristige Eingrif­
fe in die Finanzreserven der So­
zialversicherungsträger hätten 
einen Vertrauensverlust der 
Bevölkerung in den Sozialstaat 
zur Folge.

<	 Mangelnde 
Reformfähigkeit

Bundesvorsitzender des dbb, 
Ulrich Silberbach, der ebenfalls 

<	 Teilnehmerinnen und Teilnehmer aus Sachsen-Anhalt

<	 Dr. Stephan Fasshauer, Direktor DRV Bund, Maik Wagner, GdS-Bundes­
vorsitzender, Dr. Carola Reimann, Vorsitzende des AOK-Bundesverban­
des, Ulrich Silberbach, dbb Bundesvorsitzender (von links)
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Seminar der dbb frauenvertretung sachsen-anhalt

dbb frauen gehen digitale Wege
Was vor drei Jahren noch undenkbar war, ist heute auch im öffentlichen Dienst Tagesgeschäft. Wir füh­
ren E-Akten, wir treffen uns in Videokonferenzen und fast jeder hat die Möglichkeit, ortsunabhängig 
zu arbeiten. In allen Bereichen der Verwaltung hat das digitale Arbeiten Einzug gehalten. Digitalisie­
rung als Lösung aller Probleme – oder?

Aber was ist eigentlich mit 
„Digitalisierung“ gemeint?  
Was für Auswirkungen er­
geben sich hieraus für den 
Arbeitsalltag und welche Be­
sonderheiten ergeben sich für 
Frauen im öffentlichen Dienst? 
Diesen Fragen ging der Vor­
stand der dbb frauenvertre­
tung sachsen-anhalt zusam­
men mit den Frauen aus den 
dbb Mitgliedsgewerkschaften 
am 26. und 27. April 2024 in 
Magdeburg in ihrem diesjähri­
gen Seminar auf den Grund.

<	 Digitaler Kontext

Dozentin Ricarda König zeigte 
Risiken und Chancen für Frau­
en im Kontext digitaler Tech­
nologien und im Homeoffice 
auf, gab Einblicke in den beste­
henden Gender Digital Gap 
und förderte die Diskussion 
zwischen den Teilnehmerin­
nen, welche Unterstützungs­
systeme Frauen für sich nutzen 
und auch ausbauen können.

<	 Digitaler Flickenteppich

„Noch immer erinnert die digi­
tale Landschaft im öffentlichen 
Dienst eher an einen Flickentep­
pich, was technische Ausstat­
tung, Fortbildungsangebote 
oder Regelungen der digitalen 

Arbeit anbelangt“, sagte Janine 
Dietz, erste stellvertretende 
Vorsitzende der dbb frauenver­
tretung sachsen-anhalt, am 
Rande der Veranstaltung. Hier 
drohen Frauen im öffentlichen 

Dienst im Zuge der Digitalisie­
rung unter die Räder zu gera­
ten. „Umso wichtiger ist es, 
dass der öffentliche Dienst klar 
Position bezieht und endlich 
verbindliche Rahmenbedingun­

gen schafft, mit denen die viel 
gerühmte Flexibilität und effizi­
ente Agilität der sogenannten 
‚Arbeit 4.0‘ auch tatsächlich für 
alle Geschlechter ermöglicht 
wird“, so Dietz weiter.

� _
<	 Teilnehmerinnen am Seminar der dbb frauenvertretung sachsen-anhalt in Magdeburg

als Gast des Gewerkschafts­
tages begrüßt werden konnte, 
monierte in seinem Grußwort 
die mangelnde Reformfähig­
keit der Bundesregierung. An 
die wirklich großen Räder habe 
sich die Politik noch nicht her­
angetraut oder sie würden – 
wie bei der Krankenhaus­

reform – durch ungeschicktes 
Taktieren zerredet.

<	 WIR an der Seite 
unserer Mitglieder

Gerade in Zeiten des Fachkräf­
temangels komme es auch in 
der Sozialversicherung auf at­

traktive Arbeitsbedingungen 
mit einer auskömmlichen Be­
zahlung an, richtete Wagner 
den Blick auf die Beschäftigten 
bei den Sozialversicherungs­
trägern. Hier stehe die GdS mit 
ihrem starken WIR fest an der 
Seite ihrer Mitglieder. So wird 
sich die GdS entsprechend der 

auf dem diesjährigen Gewerk­
schaftstag verabschiedeten 
Leitanträge weiter dafür ein­
setzen, dass Digitalisierung 
und künstliche Intelligenz zur 
Entlastung und nicht zum Er­
satz der Menschen, der Be­
schäftigten, der GdS-Mitglie­
der zum Einsatz kommen.

� _
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Landtag verabschiedet Gesetzesnovelle

Modernisierung des Schulwesens 
beschlossen
Einstimmig hat der Thüringer Landtag am 24. April 2024 umfangreiche Ände­
rungen am Thüringer Schulgesetz verabschiedet. Digitales Lernen und Distanz­
unterricht, mehr Praxis- und Berufsorientierung in den Schulen, die Stärkung 
des Elternwillens bei der Entscheidung für oder gegen inklusive Beschulung 
und die Entlastung der Lehrer und Schulleitungen durch pädagogische Assis­
tenten und Verwaltungsassistenten zählen zu den wesentlichen Inhalten.

Bei den neuen gesetzlichen 
Vorschriften zum Distanzun­
terricht (räumliche Trennung 
von Lehrern und Schüler) und 
zum digitalen Lernen wird wei­
terhin vom Präsenzunterricht 
als Regelfall ausgegangen. Dis­
tanzunterricht soll nur auf der 
Grundlage eines von der Schul­
konferenz beschlossenen Kon­
zepts stattfinden, unter be­
stimmten Bedingungen auch 
außerhalb des Schulgebäudes.

<	 Bildungsministerium  
in der Pflicht

Für den Distanzunterricht ist 
der Einsatz digitaler Lehr- und 
Lernmittel grundsätzlich vor­
gesehen. Damit ist das Bil­
dungsministerium jetzt auch 
gesetzlich verpflichtet, den Zu­
gang zu diesen Mitteln über 
eine digitale Lernplattform si­
cherzustellen. Soweit digitale 
Lehr- und Lernmittel im Unter­
richt eingesetzt werden, sind 
auch die Schüler künftig zu ih­
rer Nutzung verpflichtet. Au­
ßerdem sind Schüler und Leh­
rer beim Unterricht in einer 
digitalen Lernumgebung auch 
zur Übertragung des eigenen 
Bildes und Tones verpflichtet, 

wenn der Lehrer dies aus päda­
gogischen Gründen fordert 
und die technischen Voraus­
setzungen vorliegen.

Praxisorientiertes Lernen und 
berufliche Orientierung hat der 
Landesgesetzgeber zum durch­
gängigen Prinzip des Unter­
richts an Regelschulen erklärt. 
Darauf soll vor allem in den 
Klassen 5 bis 10 Wert gelegt 
werden.

Der gemeinsame Unterricht 
von Kindern mit und ohne son­
derpädagogischem Förderbe­
darf sollt „nach Maßgabe der 
vorhandenen oder mit vertret­
barem Aufwand zu schaffen­
den personellen, sächlichen 
und räumlichen Voraussetzun­
gen“ auch weiterhin in den all­
gemeinbildenden Schulen 
stattfinden. Schulamt und 
Schulträger legen nach Anhö­
rung der Eltern für Schüler mit 
sonderpädagogischem Förder­
bedarf einen geeigneten Lern­
ort fest. Den Eltern soll es aber 
trotzdem freistehen, eine an­
dere geeignete Schule zu wäh­
len. Wird kein geeigneter Lern­
ort ermittelt, besucht der 
Schüler die Förderschule.

<	 Besondere Leistungs-
feststellung bleibt

Die besondere Leistungs­
feststellung zum Ende der 
10. Klasse bleibt unverändert 
bestehen. Der von der Landes­
regierung ursprünglich vorge­
legte Gesetzentwurf sah hier 
einen Erwerb des Realschulab­
schlusses mit der Versetzung 
in Klassenstufe 11 vor.

<	 Lehrerausbildung bleibt 
schulartbezogen

Ebenso war im Regierungsent­
wurf vorgesehen, Lehrer künf­
tig schulstufenbezogen, statt 
schulartbezogen auszubilden. 
Auch diese Passage wurde ge­
strichen. Es bleibt bei der schul­
artenbezogenen Ausbildung. 
Ebenfalls weggefallen sind Pas­
sagen, die eine verpflichtende 
Zusammenlegung von Grund­
schule und Regelschule/Ge­
meinschaftsschule am gleichen 
Standort vorsah und die der 
Schule die Aufgabe übertrugen, 
Schulentwicklungsprogramme 
basierend auf dem „Thüringer 
Orientierungsrahmen Schul­
qualität“ festzulegen und fort­
zuschreiben. Auch die Mindest­

zügigkeit von Schulen wurde 
gekippt.

<	 Entlastende Assistenzen

Pädagogische Assistenzen sol­
len künftig Lehrer, Erzieher und 
sonderpädagogische Fachkräfte 
„bei der Erziehung, Beratung, 
Betreuung und Förderung der 
Schüler und der Zusammenar­
beit mit den Eltern“ unterstüt­
zen und damit entlasten. Auch 
diese Kräfte sind Landesbe­
dienstete wie Lehrer, Erzieher 
und sonderpädagogische Fach­
kräfte. Außerdem sollen Schul­
leiter und Lehrer künftig auch 
durch Schulverwaltungsassis­
tenten entlastet werden, die 
allerdings auch für mehrere 
Schulen zuständig sein können. 
Für beide Assistenzen soll das 
Bildungsministerium die fachli­
chen Voraussetzungen klären.

Die Regelung, dass Schulsozial­
arbeiter der örtlichen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe oder 
der Träger der freien Jugendhilfe 
als sonstiges unterstützendes 
Personal tätig werden, ist künf­
tig eine „Sollvorschrift“ (bislang: 
„kann“) und wird damit zur Re­
gel (von der jedoch begründet 
abgewichen werden kann).

Der Novelle lagen Gesetzent­
würfe der Fraktionen Die Linke, 
der SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen (Drucksache 7/6573) 
einerseits und der Fraktion der 
CDU und der Parlamentarischen 
Gruppe der FDP (Drucksache 
7/5371) andererseits zugrunde.

�_
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Geschafft!

Thüringer Verfassung 
stärkt künftig das 
Ehrenamt
Als „Signal der Wertschätzung für die Arbeit 
ehrenamtlich Engagierter“ hat der Vorsitzende  
des Thüringer Beamtenbundes, Frank Schönborn, 
die Verankerung des Ehrenamtes als Staatsziel in 
der Thüringer Verfassung begrüßt.
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Weil du  
die Wahl hast …
Die Demokratie ist ein wertvolles Gut unserer Ge­
sellschaft und sie ist nicht selbstverständlich. Frühe­
re Generationen haben sich dafür eingesetzt und 
gekämpft. Nun liegt es an uns, weiterhin für die De­
mokratie einzustehen – und dies gelingt, indem wir 
ihr unsere Stimme geben und von unserem Wahl­
recht Gebrauch machen. Denn je mehr Menschen 
wählen gehen, desto stärker wird die Demokratie.

In Thüringen ist das Jahr 2024 
ein bedeutsames Jahr, welches 
viele (Wahl-)Entscheidungen 
fordert:
>	26. Mai: Kommunalwahl
>	9. Juni: Europawahl
>	1. September: Landtagswahl

Manchmal kann die Freiheit, 
zu wählen, überfordernd sein, 
doch dieses Privileg sollten wir 

nicht als „Qual der Wahl“ ver­
stehen, sondern nutzen, um 
unsere Zukunft mitzugestal­
ten. „Demokratie lebt von den 
Menschen, die sie gestalten. 
[…] Wer nicht wählt, ver­
schenkt die Chance, über die 
Zukunft mitbestimmen zu kön­
nen.“ Diese deutlichen Worte 
des Vorsitzenden der dbb ju­
gend, Matthäus Fandrejewski, 

bringen es auf den Punkt: 
Wahlbeteiligung ist wichtig.

<	 Kollektive 
Verantwortung

Demokratie ist eine Errungen­
schaft und wir alle tragen eine 
kollektive Verantwortung, zu 
ihrem Erhalt beizutragen. Egal 
ob auf Europa- oder Kommu­
nalebene, je mehr Wahlberech­
tigte einer Partei ihre Stimme 
geben, desto größer ist deren 
Einfluss. Daher ist es wichtig, 
dass sich Wahlberechtigte mit 
den Werten und Zielen der je­
weiligen Parteien auseinander­
setzen.

Die dbb jugend thüringen möch­
te dazu ermutigen, vom Wahl­
recht Gebrauch zu machen, 
denn WEIL du die Wahl hast, 
solltest du diese auch nutzen!

<	 Drei gute Gründe,  
um wählen zu gehen

>	Wenn du wählen gehst, nutzt 
du deine Chance, die Welt, in 
der du lebst, mitzugestalten.

>	Wenn du wählen gehst, 
stärkst und verteidigst du 
unsere Demokratie.

>	Wenn du wählen gehst, ent­
scheiden nicht andere darü­
ber, wer regiert, und deine 
Stimme geht nicht verloren.

�_

Der Landtag hatte auf seiner 
letzten Sitzung eine entspre­
chende Änderung des Artikels 
30 der Thüringer Verfassung be­
schlossen. Darin soll es künftig 
heißen: „Das Land schützt und 
fördert den ehrenamtlichen Ein­
satz für die Gemeinschaft.“

Ehrenamt und bürgerschaft­
liches Engagement sind für  
den gesellschaftlichen Zusam­
menhalt, die sozialen Bindun­
gen und den Erhalt stabiler 
demokratischer Strukturen  
von großer Bedeutung und tra­
gende Säule unseres Gemein­
wesens. Der tbb fordert daher 
seit Jahren, dass der Staat zur 
Förderung und zum Schutz 
ehrenamtlichen Engagements 
verpflichtet wird und einen 
solchen Einsatz damit in vielen 
Bereichen überhaupt erst er­
möglicht.

Viele Mitglieder in den Ge­
werkschaften setzen sich für 

die Beschäftigten auf der 
Basis des Ehrenamtes ein und 
sind bereit, ein Stück Freizeit 
dem Verbandsleben „Gewerk­
schaft“ zu opfern. Als Teil der 
Initiative Verfassungsreform 
Thüringen hat sich der tbb 
deshalb nachdrücklich für 
die Verfassungsänderung 
eingesetzt.

Mit großem Erfolg, wie auch 
der Vorstandsvorsitzende Zu­
kunftsfähiges Thüringen e. V., 
Josef Ahlke, festgestellt hat: 
„Unser Bündnis hat dazu beige­
tragen, die Stagnation zu über­
winden und gezeigt, was zivil­
gesellschaftliches Engagement 
bewegen kann. Jetzt hoffen wir, 
dass CDU, FDP, SPD, Linke und 
Bündnis 90/Die Grünen diese 
Punkte in der kommenden Le­
gislatur mit Inhalt in Form von 
Gesetzen und Richtlinien weiter 
untersetzen. Hieran konstruktiv 
mitzuwirken, bieten wir als 
Bündnis gern an.“

� _
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DSTG Thüringen

Gespräch mit Finanzministerin Taubert
Reisekostenerstattung und Arbeitsschutz standen im Mittelpunkt eines 
Gesprächs, das die Landesleitung der DSTG Thüringen am 16. Mai 2024 mit 
Landesfinanzministerin Heike Taubert und Zentralabteilungsleiter Machts 
im Thüringer Finanzministerium geführt hat. Außerdem wurden die 4. Thü­
ringenmeisterschaften der Finanzverwaltung im Drachenbootrennen vom 
28. Mai 2024 in Jena sowie die bevorstehenden Thüringenmeisterschaften 
der Finanzverwaltung am 12. Juni 2024 in Gera besprochen.

Da die Erhöhung der „kleinen“ 
und „großen“ Wegstreckenent­
schädigung um drei Cent/Kilo­
meter nur bis zum 31. Dezem­
ber 2024 befristet ist und sich 
die Kraftstoffpreise weiterhin 
auf einem hohen Preisniveau 
befinden, besteht Handlungs­
bedarf. Ob die Entschädigungen 
in Höhe von 20 Cent/Kilometer 
beziehungsweise 38 Cent/Kilo­
meter auch über den 31. De­
zember 2024 hinaus gewährt 
werden, konnte allerdings noch 
nicht zugesichert werden.

Nach Auffassung der DSTG 
sollte auch die Pauschale zur 
Abgeltung von Verpflegungs­
mehraufwendungen bei einer 
Auswärtstätigkeit bereits bei 
einer Abwesenheit von mehr 
als acht Stunden ausgezahlt 
werden. Leider wird der Bedarf 

für Mehraufwand seitens des 
Thüringer Finanzministeriums 
anders bewertet. Die DSTG 
kündigte an, an beiden Forde­
rungen festzuhalten.

Ein reger Austausch schloss 
sich über Fragen des Arbeits­
schutzes und des Betrieblichen 

Gesundheitsmanagements an. 
Bislang fehlt eine dienstpos­
tenspezifische Gefährdungsbe­
urteilung. Hier sollen Nachbes­
serungen erfolgen, sobald die 
bereits begonnenen Gefähr­
dungsbeurteilungen in allen 
Dienststellen durchgeführt 
und abgeschlossen wurden. In 

welchem Umfang hierbei auch 
eigenes Personal geschult wer­
den kann, um koordinierende 
Aufgaben zur Durchsetzung 
und Sicherung des Arbeits­
schutzes wahrzunehmen, blieb 
noch offen.

Weitere Themen waren die 
Personalentwicklung und Aus­
bildung im Geschäftsbereich. 
Durch Modernisierungen und 
Neugestaltungen sollen die 
Attraktivität der Ausbildung 
sowie des Ausbildungsstand­
ortes Gotha gesteigert werden. 
So wird ab dem 1. August 2024 
im Bildungszentrum Gotha 
kostenfreies WLAN zur Verfü­
gung stehen und ab 2025 sol­
len für die Anwärter Tablets als 
Lehrmaterial beschafft werden.

Die DSTG begrüßt das Bestre­
ben des Thüringer Finanzminis­
teriums, auch in diesem Jahr 
eine vergleichbare Anzahl an 
Beförderungen wie im Vorjahr 
durchführen zu wollen. Nur so 
können Beförderungsstau ab­
gebaut und Ungleichheiten 
zwischen Statusamt und hö­
herwertiger Tätigkeit behoben 
werden.

� _

GutsMuths-Rennsteiglauf am 25. Mai 2024

Landesvorsitzender 
Frank Schönborn läuft 
Supermarathon
Das Herz des Thüringer Beam­
tenbundsvorsitzenden Frank 
Schönborn schlägt für Super­
marathon!

Als aktiver Läufer hat Frank 
Schönborn an der 73,9-Kilo­

meter-Strecke des Supermara­
thons teilgenommen. Nach 54 
Kilometern und einer Zeit von 
5 Stunden 42 Minuten 19 Se­
kunden war am Grenzadler in 
Oberhof kräftezehrend 
Schluss in der Königsdisziplin.
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tbb Frauenseminar

Dabei sein ist alles??? 
Auch in sozialen Medien?
Was sind soziale Medien, welche Vor- und Nachteile gibt es und wann sind 
sie in der Gewerkschaftsarbeit sinnvoll? Das waren die Themen an zwei 
spannenden Tagen mit der Dozentin Ricarda König beim diesjährigen Semi­
nar der tbb frauen Anfang Mai.

An den sozialen Medien, wel­
cher Form auch immer, kom­
men wir heute nicht mehr 
wirklich vorbei. Auch wenn 
nicht jeder auf Plattformen wie 
Facebook, Instagram und Co 
unterwegs ist, kommunizieren 
die Menschen heute oft anders 
als vor 20 Jahren. Informations­
quellen und Informationsum­
fang haben sich geändert. Es ist 
schon fast normal, dass eine 
Nachricht als Bild oder kurzes 
Video anstelle eines langen 
Textes übermittelt wird. Kurz, 
knackig und auf den ersten 
Blick interessant muss es sein, 
sonst wird weitergescrollt.

Wer heute Menschen erreichen 
will, muss sich daher mit dem 
Thema „Social Media“ ausein­
andersetzen. Auch in der Ge­
werkschaftsarbeit ist das so. 
Vor allem die jüngere Genera­
tion setzt weniger auf Print­

medien, um sich zu informie­
ren oder in Kontakt mit 
anderen zu treten.

<	 Vielfalt von Plattformen

Die Seminarteilnehmerinnen 
erhielten deshalb zunächst ei­
nen Überblick über die bunte 
Vielfalt der Plattformen und 
ihre Nutzung für Unterhaltung, 
Information, Vernetzung mit 
Gleichgesinnten, Präsentation 
für potenzielle Arbeitgeber 
und so weiter. Ergebnis: Nur 
wer weiß, mit welcher Intenti­
on sich Nutzer auf einer Platt­
form bewegen, kann sich ent­
scheiden, ob sie sinnvoll für die 
eigenen Zwecke einsetzbar ist.

Nicht jeder Inhalt funktioniert 
auf jeder Plattform. An konkre­
ten Beispielen wurde deshalb 
diskutiert, was funktioniert 
gut, was spricht an bezie­

hungsweise kommt die Bot­
schaft, die übermittelt werden 
sollte, überhaupt an?

Wenn ich einen Account auf 
einer Plattform habe: Wie brin­
ge ich die Menschen dazu, mir 
zu folgen? Guter Inhalt und 
eine schöne Aufmachung brin­
gen nichts, wenn niemand sie 
sieht, weil „Follower“ fehlen.

Schnell wurde klar, dass das Ar­
beit bedeutet. Gute Fotos, In­
halte und regelmäßige Präsenz 
sind nur das eine. Oftmals geht 
es auch um einen Meinungs­
austausch, um soziale Inter­
aktion. Das mag bisweilen an­
strengend sein und bedeutet, 
nach dem Posting zu schauen, 
was das Netz dazu meint. Zu 
schauen, kommt meine Bot­
schaft an, wurde sie missver­
standen oder missbrauchen 
Nutzer meinen Inhalt.

Zur Wahrheit gehört auch, dass 
in den sozialen Medien nicht 
nur Sonnenschein herrscht. 
Zum Teil offen, zum Teil aus ei­
ner gewissen Anonymität her­
aus werden Botschaften ver­
breitet, die nicht dem üblichen 
Verhaltenskodex entsprechen. 
Hier heißt es zu filtern: Was ist 
normaler Meinungsaustausch 
und wo muss ich eingreifen, 
Kommentare löschen/melden 
oder die Kommentarfunktion 
deaktivieren?

Das führt zwangsläufig zu der 
Frage: Habe ich die Zeit und die 
Mittel, soziale Medien für mei­
ne gewerkschaftliche Arbeit 
sinnvoll und effektiv zu nut­
zen? Bespiele ich nur eine oder 
alle Plattformen? Kann ich re­
gelmäßig interessante Inhalte 
liefern? Habe ich überhaupt 
Inhalt, der für diese Medien 
geeignet ist? Welche Tools/
Hilfsmittel, wie zum Beispiel 
„Canva“, können mir helfen, 
meine Inhalte ansprechend 
zu präsentieren?

Die Teilnehmerinnen erhielten 
für die Nutzung sozialer Medi­
en und deren Grenzen von der 
Dozentin wertvolle Tipps, 
Tricks und „Checklisten“. Einige 
werden sich sicher in der Zu­
kunft stärker mit dem Thema 
auseinandersetzen, anderen 
wurde bewusst, ihre Mitglieder 
eher nicht über soziale Medien 
erreichen zu können. Und das 
ist auch okay!

Denn das Seminar sollte zei­
gen, was möglich, sinnvoll 
und geeignet ist, unsere Ziel­
gruppen über soziale Medien 
zu erreichen. 

Doreen Trautmann, 
Landesfrauenvorsitzende 

tbb frauenvertretung
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